Außerordentliche Beilage 


zum Amts- Blatt Nro. 2. der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


— 


Marienwerder, den 9. Januar 1867. 


— . — . ̃ĩê — —— 
Wahlgeſe tz 


für den Reichstag des Norddeutſchen Bundes. Vom 15. Oktober 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., 


verrrdnen, mit Zaſtimmung der beiden Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
. . 1. Zur Berathung der Verfaſſung und der Einrichtungen des Norddeutſchen Bundes ſoll ein 
Reichstag gewäblt werden. 

8.2. Wähler iſt jeder uabeſcholtene Staatsbürger eines der zum Bunde zuſammentretenden Deut⸗ 
ſchen Staaten, welcher das 25. Lebensjahr zucückgelegt hat. 

8. 3. Von der Berechtigung zum Wählen find ausgeſchloſſen: 1) Perſonen, welche unter Vormund⸗ 
ſchaft oder Kuratel ſtehen; 2) Perſonen, über deren Vermögen Konkurs- oder Fallitzuſtand gerichtlich er⸗ 
Öffnet worden iſt, und zwar während der Dauer dieſes Konfurs⸗ oder Fallitoerfahrens; 3) Perſonen, 
welche eine Armenunterſtützung aus öffentlichen oder Gemeinde⸗Mitteln beziehen oder im letzten der Wahl 
vorhergegangenen Jahre bezogen haben. > 

8.4. Als beſcholten, alſo von der Berechtigung zum Wählen aus geſchloſſen, ſollen angeſehen wer- 
den: Perſonen, denen durch rechtekräftiges Erkenntniß der Vollgenuß der ſtaats bürgerlichen Rechte entzo⸗ 
gen ift, ſofern fie in dieſe Rechte nicht wieder eingeſetzt worden find. 

8. 5. Wählbar zum Abgeordneten iſt jeder Wahlberechtigte, der einem zum Bunde gehörigen Staate 

ſeit mindeſtens di Jabren angehört hat. — Verbüßte oder durch Begnadigung erlaſſene Strafen wegen 

politiſcher Verbrechen ſchließen von der Wahl nicht aus. 

ile 1 6. Perſonen, die ein öffentliches Amt bekleiden, bedürfen zum Eintritt in den Reichstag keines 
rlau 

8. 7. Auf durchſchnittlich 100,000 Seelen der nach der letzten Volkszählung vorhandenen Bevölke⸗ 
rung iſt Ein Abgeordneter zu wählen. Ein Ueberſchuß von wenigſtens 50,000 Seelen der Geſammtbevöl⸗ 
kerung des Staates wird vollen 100,000 Seelen gleich gerechnet. — Jeder Abgeordnete iſt in einem be⸗ 
ſonderen Wablkreiſe zu wählen. 

Die Wahlkreiſe werden zum Zwecke des Stimmabgebens in kleinere Bezirke eingethellt. 

9. Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, muß in demſelben zur Zeit der 
Wahl ſeinen Wohnſitz haben. — Jeder darf nur an Einem Orte wählen. 

10. In jedem Bezirke find zum Zwecke der Wahlen Liſten anzulegen, in welche die zum Wäh⸗ 
len Berechtigten nach Zu- und Vornamen, Alter, Gewerbe und Wobvert eingetragen werden. Dieſe 
Liſten ſind ſpäteſtens vier Wechen vor dem zur ordentlichen Wahl beſtimmten Tage zu Jedermanns 

At auszulegen, und ift dies öffentlich bekannt zu machen. Einſprachen gegen die Liſten find binnen 
acht Tagen nach öffentlicher Bekanntmachung bei der Behörde, welche die Bekanntmachung erlaſſen hat, 
anzubringen, und innerhalb der rächſten vierzehn Tage zu erledigen, worauf die Liſten gefchloffen wer⸗ 

en. Nur diejenigen find ur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in die Liſten aufgenommen ſind. 
kein 8. 11. Die Wahlhandlung iſt öffentlich; bei derſelben ſind Gemeindenutglieder zuzu ziehen, welche 
Wahlunnittelsares Staatsamt bekleiden. — Das Wahlrecht wird in Perſon durch verdeckte, in eine 

rne er Stimmzettel ohne Unterfchrft ausgeübt. 
frei 95 12. Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit aller in einem Wahl⸗ 
re 10 abgegebenen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abſolute Stimmenmehrheit ſich nicht heraus, 
fo iſt ner unter den zwei Kandidaten zu wählen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben — Bei 
Stimmengleichteit entſcheidet das Loos. 

8. 13. Stellvertreter der Abgeordneten find nicht zu wählen. 

5. 14. Die Wahlen ſind im ganzen Umfang des Staates zu derſelben Zeit vorzunehmen. 


8. 15. Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die Wahldlrektoren und das Wahlverfahren, inſoweit 
dieſes nicht durch das gegenwärtige Geſetz feſtgeſtellt worden iſt, werden von der Staatsregierung beſtimmt. 

$- 16. Der Reichstag prüft die Vollmachten feiner Mitglieder und entſcheidet über deren Zu⸗ 
laſſung. — Er regelt feine Geſchäftsordnung und Disziplin. 

8. Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen ſeiner Abſtimmung oder 
wegen der in Ausübung ſeines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt 
oder ſonſt außerhalb der Verſammlunz zur Verantwortung gezogen werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 15. Oktober 1866. (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frhr. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. d. Selchew. Gr. zu Eulenburg. 


Reglement 


zur Ausführung des Wahlgeſetzes für den Reichstag des Norddentſchen Bundes 
vom 15. Oktober 1866. 


Zur Ausführung des Wahlgeſetzes für den Reichstag des Norddeutſchen Bundes vom 15. Oktober 
1866 werden auf Grund des F. 15, deſſelben für den ganzen Umfang des Staats die folgenden näheren 
Beſtimmungen getroffen. 

8. 1. In jeder Gemeinde (Orts⸗Nommune, ſelbſtſtändigem Gutsbezirke u. f. w.) iſt gemäß §. 10. 
des Geſetzes und nach Anleitung des anliegenden Formulars (Anage A.) von dem Gemeinde ⸗Vorſlande 
(Kommune ⸗Vorſtaude, Orts⸗Vorſtande, Inhaber eines ſelbſtſtändigen Gutsdeziiks, Magiſtrate u. ſ. w.) 
die Wätzlerliſte doppelt autzuſtellen. In derſelben find alle nach den 89. 2. bis 4. und 9. des Geſetzes 
Wahiberechtigte in alphabeliſcher Ordnung zu verzeichnen. Jedoch dürfen in den Städten die Wähler⸗ 
liſten auch in der Art angefertigt werden, daß die Straßen nach der alphabetlſchen Reihenfolge ihrer Na⸗ 
men, innerhalb derſelben die Häuſer nach ihrer Nummer und uur innerhalb jedes Hauſes die Wähler 
alphabetiſch geordnet werden. N 7 

In Gemeinden, die zum Zwecke des Stimmabgebens in mehrere Bezirke getheilt find (8. 7. des 
Reglements), erfolgt die Aufſtellung der Wählerliſten nach den einzelnen Bezirken. 

8. 2. Die Wählerliſte iſt zu Jedermanns Einſicht mindeſtens 8 Tage lauf auszulegen. 

Der Tag, an welchem die Auslegung beginnt, iſt nach Maaßgabe des F. 10. des Geſetzes von dem 
Minifter des Innern feſtzuſetzeu und von dem Gemeinde⸗Vorſtande (Kommune ⸗Vorſtande, Orts⸗Vor⸗ 
ſtande, Inhaber eines ſelbftſtändigen Gutsbezirks, Magiſtrate u. ſ. w.) unter Hinweiſung auf F. 3. des 
Reglements, ſowie unter Augabe des Lokale, in welchem die Auslegung ftaitfinbet, noch vor dem Anfange 
der letzteren in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. r 

Die Wählerliſte ift Seitens des Gemeinde⸗Vorſtandes (Kommune⸗Vorſtandes, Orts⸗Vorſtandes, In⸗ 
haber eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks, Magiſtrats u. ſ. w.) mit einer Beſcheinigung darüber zu verſe⸗ 
hen, daß und wie lange die Auslegung geſchehen, ſowie daß die vorſtehend und im §. 8. des Reglements 
vorgeſchriebenen ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt find, 4 

8.3. Wer die Liſte für unrichtig oder unvollſtändig hält, kann dies innerhalb 8 Tagen nach dem 
Beginne der gemäß §. 2. des Reglements bekannt gemachten Auslegung derſelben bei dem Gemeinve⸗ 
Vorſtande oder dem vor demſelben dazu ernannten Kommiſſar oder der dazu niedergeſetzten Kommiſſton 
ſchriftlich anzeigen oder zu Protokoll geben und muß die Beweismittel für feine Behauptungen, falls die⸗ 
ſelben nicht auf Notorität beruhen, beibringen. * 

Die Entſcheidung darüber ſteht zu: £ 

1. in den alten Provinzen und in dem vormaligen Kurfürſtenthum Helfen: 

auf dem Lande den Landräthen (in den Fürſtenthümern Hohenzollern den Ober. Amt⸗ 

männern), 3 

in den Städten den Gemeinde⸗Vorſtänden (Orts- Vorſtänden, Magifiräten u. f. w.); 
2. in den bisher Bayeriſchen Gebietstheilen: 

den mit der Bezirksamts⸗Verwaltung beauftragten Beamten; 
3. in Naſſau: den Aemtern, 

in Homburg und Meiſen heim: den Landräthen, 


in den übrigen bisher Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstbeilen: den Kreisämtern, 
gleichmäßig für Stadt und Land; 
4. in Frankfurt a. M. nebſt Gebiet: 
dem Senate; 
5. im vormaligen Königreich Hannover: 
auf dem Lande einſchließlich der amtsſäſſigen Städte und Flecken den Aemkerv, 
* in den ſelbſtſtändigen Städten den Magiſträten; 
6. in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig: 
auf dem Lande in den Aemteru und Landſchaften dem Oberbeamten, in den Guts 
und klöſterlichen Diſtrikten der betreffenden Obrigkeit, für Wandsbeck⸗Wellingbüttel 
8 landesherrlichen Antheils der Intendantur, 
in den Städten den Magiſträten. 

„Die Entſcheldung muß Tängftens innerhalb drei Wochen, vom Beginne der Auslegung der Wähler⸗ 
liſte an gerechnet, erfolgt und durch Vermittelung des Gemeinde⸗Verſtandes (Kommune Vorſtandes, Orts; 
N Juhaders eines ſelbfiſtändigen Gutsbezirks, Magiſtrats u. ſ. w.) den Betheiligten bekannt 
gemacht fein. 

8.4. Nach ven ergangenen Entſcheſdungen (§. 3. des Reglements) hat der Gemeinde ⸗Vorſtand 
Kommune ⸗Vorſtand, Orts⸗Vorſtand, Inhaber eines felbftftändigen Gutsbezirks, Magiſtrat u. |. w.) die 
Wählerliſte zu berichtigen und die Gründe ber Streichungen und Nachtraguagen am Rande der Wähler⸗ 
Lifte unter Angabe des Datums, unter welchem fie erfolgt find, kurz zu vermerken. Die Belagsſftücke find 
dem Haupt⸗Eremplar der Wählerliſte beizubeften. 

Beide gleichmäßig derichtigte Exemplare der Wählerliſte find am 22. Tage nach dem Beginne der 
Auslegung derſelben unter der Unterſchrift des Gemeinde⸗Vorſtandes (Korimune⸗Vorſtandes, Ortsvor⸗ 
ſtandes, Inhabers eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks, Magiſtrats u. ſ. w.) abzuſchließen, das zweite Exem⸗ 
plar unter Hinzufüzung der amtlichen Beſcheinigung völliger Uebereinſtimmung mit dem ahne ven ap 

Nachdem auf dieſe Weife die Wählerliſte abgeſchloſſen worden, ift jede ſpätere Aufnahme von Wäh⸗ 
lern in dieſelbe unterſagt. 

8. 5. Das Haupt⸗Exemplar der Wählerliſte nebft den Belagsſtücken hat der Gemeindevorſtand (Kom⸗ 
mine Vorftand, Orte⸗Vorſtand, Inhaber eines ſelbſtftändigen Gutsbezirks, Maglſtrat u. ſ. w.) ſorgfältig 
a das zweite Exemplar dagegen dem Wahlvorſteher Behufs Beuutzung bei der Wahl zuzu⸗ 

ellen. > 

Die Wählerliſten für otejenigen Wahlbezirke, welche aus mehr als einer Gemeinde beſtehen ($. 7. 
des Reglements), bilden die Wahldorſteher durch Zuſammenheften der ihnen zugehenden Wählerliſten der 
einzelnen zu dem Bezirke gehörigen Gemeinden. 

8.6, Die Wahlbezirke zum Zwecke des Stimmabgebens (8. 8. ves Gefeges) werden von den im 
8. 3. des Reglements bezeichneten Behörden abgegrenzt, mit Ausnahme von 

anne ver, wo den Landerofteien bezleßungswelſe der Berghauptmannſchaft zu Clausthal, und 

Hiolſtein und Schleswig, wo auf dem Lande den Wahlkommiſſarten (8. 26. des Reglemente) 
die Bildung der Wahlbezieke obliegt. 

§. 7. Jede Outſchaft bildet der Regel nach einen Wahlbezirk für ſich. a 

Jedoch können einzelne bewodate Befitzungen und kleine, ſowie ſolche Ortſchaften, iu deuen ſich Per⸗ 
ſouen, die zur Bildung des Wablvorſtandes geeignet find, nickt in genügender Anzahl vorfinden, mit be 
3 Oriſchaften zu einem Wahlbezirke vereinigt, große Ortſchaſten in mehrere Wahlbezirke getheilt 

en. 

Kein Wahlbezirk darf mehr als 3500 Seelen nach der letzten allgemeinen Volkszählung enthalten. 

S. 8. Die im §. 3. — auf dem Lande in Holſtein und Schleswig die im 8. 6. — des Re⸗ 
A bezeichneten Behörden haben für jeden Wahlbezirk den Wahlvorſteher, der die Wahl zu leiten hat, 
und einen Stellvertreter deſſelben für Verhinderungsfälle zu ernennen, fo wie das Lokal, in welchem bie 

ahl vorzunehmen iſt, zu beflinmen. 

f es dies ſowie die Abgrenzung der Wahlbezirke und Tag und Stunde der Wahl (8. 9.) des 
Reglements) if mindeſtens acht Tage vor dem Wahltermin durch die zu amtlichen Publikationen dienender 
Blätter zu eröffentlichen und von den Gemeinde ⸗Vorſtänden in orteüdlicher Weiſe bsannt zu mache 

„9. Der Tag der Wahl ift von dem Miniſter des Innern feftzufegen. 
Die Wahlhandlung beginnt um 10 Uhr Vormittags und wird um 6 Uhr Nachmittags geſchlefſer. 


Mi 


8. 10. Der Wahl⸗Vorſteher (8. 8. des Reglements) ernennt aus der Zahl der Wähler ſeines 
Wahlbezirks einen Protokollführer und drei bis ſechs Beifiger und ladet dieſelben mindeſtens zwei Tage 
vor dem Wahltermine ein, beim Beginne der Wahlbandlung zur Bildung des Wahl⸗Vorſtandes zu er⸗ 
ſcheinen. — Die Beifiger dürfen kein unmittelbares Staatsamt bekleiden (8. 11. des Geſetzes). 

$. 11. Der Tiſch, an welchem der Wahl⸗Vorſtand Platz nimmt, ift-fo aufzuftellen, daß derſelbe 
von allen Seiten zugänglich iſt. — Auf dieſen Tiſch wird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne) zum Hinein⸗ 
legen der Stimmzettel geſtellt. Vor dem Beginne der Abſtimmung hat ſich der Wahl Vorſtand davon 
zu überzeugen, vaß daſfelbe leer iſt. 

Ein Abdruck des Wahlgeſetzes und des gegenwärtigen Reglements iſt im Wahl: Lokale auszulegen. 

$. 12. Die Stimmzettel, mittelſt deren die Wahl erfolgt (8. 11. des Geſetzes), müſſen von weißem 
Papier und dürfen mit keinem äußeren Kennzeichen verſehen ſein. 

8. 13. Die Stimmzettel ſind außerhalb des Wahl⸗Lokals mit dem Namen des Kandidaten, wel⸗ 
chem der Wähler feine Stimme geben will, auszufüllen, 

8. 14. Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahl⸗Vorſteher den Protokollführer uud 
die Beiſitzer mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet und fo den Wahl⸗Vorſtand konſtituirt. 

In keiner Zeit der Wablhandlung dürfen weniger als drei Mitglieder des Wahl⸗Vorſtandes gegen⸗ 
wärtig ſein. — Der Wahl⸗Vorſteher und der Protokollführer dürfen ſich während der Wahlhandlung 
nicht gleichzeitig enifernen. Verläßt einer von ihnen vorübergehend das Wahl- Lokal, fo iſt mit ſeiner 
zeitweiligen Vertretung ein anderes Mitglied des Wahl⸗Vorſtendes zu becuftragen. 4 

$. 15. Während der Wahlhandlung dürfen im Want» Lokale weder Diskafſiouen ſtattfinden, noch 
Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. — Ausgenommen hiervon ſind bie Diskuſſionen und 
Beſchlilſſe des Wahl⸗Vorſtandes, welche durch die Leitung bes Wahlgeſchäfts bedingt finv. 

8. 16. Zur Stimmabgabe find nur diejenigen zuzulaſſen, welche in die Wählerliſte aufgenommen 
ſind (8. 10. I Geſetzes. — Abweſende können in keiner Weiſe durch Stellvertreter oder fonft an der 
Wahl theilnehmen. Kr 

- 8. 17. Der Wähler, welcher feine Stimme abgeben will, tritt an den Tiſch, an welchem ber Wahl⸗ 
Vorſtand ſitzt, nennt feinen Namen und giebt in Wahlbezirken, welche aus mehr als einer Ortſchaft be 
fiegen, ſeinen Wohnort, in Städten, in welchen die Wählerliſte nach Haus nummern aufgeſtellt iſt, ſeine 
Wohnurg an. — Der Wähler übergiebt, ſobald der Protokollführer feinen Namen in der Wählerliſte 
aufgefunden bat, ſeinen Stimmzettel dem Wahl- Vorſteher oder deſſen Vertreter (§ 14. des Reglements), 
welcher denſelben uneröffnet in das auf dem Tiſche ſtehende Gefäß legt. — Der Stimmzettel muß derart 
zuſammengefaltet fein, daß der auf demſelben verzeichnete Name verdeckt iſt. * 

Stimmzettel, bei denen hiergegen verſtoßen iſt, over welche nicht von weißem Papier, oder welche 
mit einem äußeren Kennzeichen verſehen find, hat der Wahl⸗Vorſteher zurüͤckzuweiſen. Insbeſondere hat 
derſelbe auch darauf zu achten, daß nicht ſtatt eines mehrere Stimmzettel abgegeben werden. 

$. 18. Der Protekollführer vermerkt dle erſolgte Stinmnabgabe jedes Wählers neben den Namen 
veſſelben in der dazu beſtimmten Rubrik der Wählerliſte., 50 

8. 19. Um 6 Uhr Nachmittags erklärt der Wahl⸗Vorſteher die Abſtimmung für geſchloſſen. Nach⸗ 
dem dieſes geſchehen iſt, dürfen keine Slimmzertel mehr angenommen werden. 

Die Stimmzettel werden aus der Wahiurne genommen und unerdffret gezählt. Erglebt ſich dabei 
auch nach wlederholter Zählung eine Verſchiedenheit von der ebenfalls feſtzuftell nden Zahl der Wähler, 
bei deren Namen der Abſtimmungs⸗Vermerk in der Wählerliſte gemacht iſt (§. 18. dis Reglements), ſo 
iſt dieſes nebſt dem etwa zur Aufklärang Dieulichen im Protokolle anzugeben. 

$. 20. Sodaun erfolgt die Eröffaung der Stimmzettel. — Einer ber Beifiger entfaltet jeden 
Stimmzettel einzeln und überziebt ihn dem Wahl⸗Vorſteher, welcher denſelben nach lauter Vorleſung an 
einen andern Beiſitzer weiter reicht, der die Stimmzettel bis zum Eude der Wahlhandlung aufhebt. 

Der Protekollführer nimmt den Namen jedes Kandivaten in das Protokoll auf, vermerkt neben 
demſelben jede dem Kandidaten zufallende Stimme und zählt dieſelbe laut. In gleicher Weiſe führt einer 
der Beiſitzer eine Gegenliſte, welche ebenſo wie die Wählerliſte (5. 18. des Reglements) beim Schluſſe 
der Wabipanblung ven dem Wahl⸗Vorſtande zu unterſchreiben und dem Protokolle beizufügen ift. 

21. Ungültig find: 
1. en, welche nicht von weißem Papier find; 
2 Stimmzettel, weiche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten; 
3. Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt; 


4. Stimmzettel, auf welchen mehr als Ein Name oder der Name einer nicht wählbaren Perſon verzeich⸗ 
net iſt; 
5. Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten; 

8. 22. Ueber die Gültigkeit einzelner Stimmzettel entſcheidet der Wahl⸗Vorſtand. —4 

Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit es einer Beſchlußfaſſung bedurft hat, werden, mit fertlau- 
fenden Nummern derſehen, dem Protokolle beigeheftet, in welchem die Gründe kurz anzugeben find, aus 
denen die Ungültigkeits⸗Erklͤrung erfolgt oder nicht erfolgt ist. 

Die ungültigen Stimmen kommen bei Feſiſtellung des Wahlreſultals uicht in Anrechnung. 

§. 23. Alle abgegebenen Stimmzettel, welche nicht nach §. 22. des Reglements dem Protokolle 
beizufügen find, hat der Wahl⸗Vorſteher in Papier einzuſchlagen und zu verſtegeln und ſo lange aufzu⸗ 
bewahren, bis die Verkündigung res Wahlreſultats für den Wahlkreis erfolgt iſt (§. 29. des Reglements). 

8. 24. Ueber die Wahlhandlung iſt ein Prokokoll nach dem anliegenden Formular aufzunehmen. 

§. 25. Die Wahltreiſe (§. 7. des Geſetzes) weiſt das anliegende Verzeichniß nach. 

Ju jedem der ſelben iſt ein Abgeordneter zu wählen. 

§. 26. Die Regierungen haben für jeden Wahlkreis einen Wahlkommiſſar zu ernennen und dies 
öffentlich bekannt zu machen. 

8. 27. Die Wahl: Protokolle (§. 24.) mit ſämmilichen zugehörigen Schriftftücken find von den 
Wahl- Vorſtehern ungeſäumt, jevenfalls aber fo zeitig, dem Wahl⸗Kommiſſar einzureichen, daß fie ſpäte⸗ 
ſtens im Laufe bes dritten Tages nach dem Wahl Termine in bie Hände deſſelben gelangen. 

Die Wahl-Vorſteher find für die pünktliche Ausführung pieſer Vorſchrift verautwortlich. 

8.28. Bedufs Ermittelung des Wahl⸗Ergebuſſſes bekuft der Wahl Kommiſſar auf deu vierten Tag 
nach dem Wahl⸗Termine in ein von ihm zu beflimmendes Lokal mindeſtens 6 und höchſtens 12 Wähler, 
welche ein unmittelbares @taatsanıt nicht bekleiten, aus den Wahlkreiſen zuſammen und verpflichtet die⸗ 
ſelben mittelſt Handſchlages au Eidesſtatt. 

Außerdem ift ein Protokollführer, welcher ebenfalls Wähler ſein muß, aber Beamter ſein darf, zuzu⸗ 
siegen und in gleicher Weiſe zu verpflichten. 

Der Zutritt zu dem Lokale flieht jedem Wähler offen. 

8. 29. In dieſer Verſammiung (8. 28.) werden die Pretokolle über die Wahlen in den einzelnen 
Wahldezirken durchgeſehen und die Reſultate der Wohlen zuſammengeſtellt. 

Das Ergebniß wird verkündet und demnächſt durch die zu amtlichen Publikatlonen dienenden Blätter 
bekonnt gemacht. er“ 2 . 

Ueber die Handlung iſt ein Protokoll aufzunehmen, aus welchem die Zahl der Wähler, ſowie der 
gültigen und ungültigen Stimmen und das Stimmverhältniß für fecen einzelnen Wahlbezirk erſichtlich fein 
muß und in welchem die Bedenken zu erwähnen find, zu denen die Wahſen in einzelnen Bezirken etwa 
Beranlaſſung gegeben haben. ’ \ 

Zur Befeitigung folder Bedenken ift der Wahl-Rosimiffar befugt, die von den Wahl⸗Vorſtehern 
aufbewahrten Stimmzettel (8. 23. des Reglements) einzufordern und einzuſehen. 

30. Hat ſich auf einen Kandidaten die abſolute Mehrheit der in dem Wahlkreiſe abgegebenen 
gültigen Stimmen vereinigt, ſo⸗wird derſelbe als gewählt proklamirt 5 4 

Hat ſich eine abſolute Stimmenmehrheit nicht herausgeſtellt, fo hat der Wahl⸗Kommiſſar die Vor 
nahme einer engeren Wahl zu veranlaffen (§. 12. des Geſetzes). 

31. Der Termin für die engere Wahl iſt von dem Wahl⸗Nommiſſar feſtzuſetzen und darf nicht 
länger binausgeſchoben werden, als höchſtens 14 Tage nach der Ermittelung des Ergebniſſes der erſten 
Wahl (88. 28. 29. des Reglements). 

8. 32. Auf die engere Wahl kommen nur diejenigen beiden Kandidaten, welche die meiſten Stim⸗ 
men erhalten haben ($. 12. des Geſetzes). Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos, welches durch 
die Hand des Wahl⸗Kommiſſars gezogen wird. 

In der wegen Vornahme der engeren Wahl nach Vorſchrift des §. 8. des Reglements zu erlaſſeu⸗ 
den Bekanntmachung ſind die beiden Kandidaten, unter denen zu wählen iſt, zu benennen und es iſt aus⸗ 
drücklich darauf binzuweiſen, daß alle auf andere Kandidaten fallenden Stimmen ungültig ſeien. 

33. Die engere Wahl findet auf denſelben Grundlagen und nach denſelben Vorſchriften ftatt, 
wie die erſte. — Insbeſondere bleiben die Wahlbezirke, die Wahl⸗Lokale und die Wahl⸗Vorſteber un⸗ 
verändert, ſoweit nicht eine Er ſetzung der Letztern oder eine Verlegung der Wahl⸗Lokale nach dem Ermeſ⸗ 
fen der zur Bestimmung hierüber nach den 89. 6. und 8, des Reglements berufenen Behörden geboten 
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erſcheint. — Dergleichen Abänderungen find nach Vorſchrift des 8. 8. des Reglements bekannt zu ma⸗ 
chen, ohne daß jedoch Hierfür oder für die rückfichtlich der engeren Wahl ſonſt erforderlichen Bekanntma⸗ 
chungen (SS. 8. und 32. des Reglements) die dort feſtgeſetzte Friſt eingehalten zu werden braucht. 

Auch ift die Beſcheinigung darüber, daß die erwähnten Bekanntmachungen in ortsüblicher Weiſe er⸗ 
folgt find, nicht auf der Wählerliſte zu ertheilen, ſondern von den Gemeinde⸗Vorſtänden (Kommunevor⸗ 
ſtänden, Orts⸗Vorſtänden, Inhabern eines ſelbſtfländigen Gutsbezirks, Magiſträten u. ſ. w.) den Wahl⸗ 
Borſtehern noch vor dem Wahltermine beſonders einzureichen. 

Bei der engeren Wahl ſind dieſelben Wählerliſten anzuwenden, wie bei der erſten Wahlhandlung. 
Sie find zu dieſem Zwecke von den Wahlakten zu treunen und den Wahl⸗Vorſtehern zuzuſtellen. Eine 
wiederholte Auslegung und Berichtigung derſelben findet nicht ſtatt. 

8.34, Tritt bei der engeren Wahl Stimmengleichheit ein, fo entſcheidet das Loos, welches durch 
tie Hand des Wahl⸗Kommiſſars gezogen wird. 

8. 35. Der Gewählte iſt von der auf ihn gefallenen Wahl durch den Wahl⸗Kommiſſar in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen und zur Erklärung über die Annahme derſelben, ſowie zum Nachweiſe, daß er nach §. 5. 
des Geſetzes wählbar iſt, aufzufordern. — Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt, ſowie das Ausbdlei⸗ 
ben der Erklärung binnen acht Tagen, von der Zuſtellung der Benachrichtigung, gilt als Ablehnung. 
Wahl §. 36. In Fällen der Ablehnung oder nicht Wählbarkeit hat die Regferung ſofort eine neut 

ahl zu veranlaſſen. 

Für Hesel gelten die Vorſchriften des §. 33. des Reglements mit der Maßgabe, daß bei den zu 
erlaſſenden Bekanntmachungen die im §. 8. des Reglements beſtimmte achttägige Friſt einzuhalten iſt. 

In gleicher Weile ift zu verfahren, wenn für ausgeſchiedene Mitglieder des Reichstags Erſatzwahlen 
erforderlich werden. Tritt dieſer Fall jedoch ſpäter als ein Jahr nach den allgemeinen Wahlen ein, fo 
müſſen die geſammten Wahl, Vorbereitungen mit Einſchluß der Aufſtellung und Auslegung der Wähler: 
Liſten erneuert werden. 

8. 37. Sämmtliche Verhandlungen, ſowohl üder die Wahlen in den Wahlbezirken, als über die 
Zuſammenſtellung der Ergebnſſſe, werden von dem Wahlkommiſſar unverzüglich der Regierung eingereicht, 
welche dieſelben dem Miniſter des Innern zur weitern Mittheilung an den Reichstag des Norddeutſchen 
Bundes vorzulegen hat. Mr 

8. 38. An die Stelle der Regierungen (88. 26., 36. und 37. des Reglements) treten für die neu 
erworbenen Landestheile die oberſten Verwaltungs Behörden, gegenwärtig das Gegeral⸗Goavernement in 
Hannover, die Civil⸗Adminiſtratoren in Caſſel und Frankfurt a. M. und der Ober ⸗Präfident für Schles- 
wig » Hofftein. Berlin, den 30. December 1866. 


Königliches Staats⸗Miniſterium. 
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